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Köln-Merkenich, 
Dienstag, den 15. Februar 2022 

  
 

AUFRUF zum dreitägigen Fasten anlässlich der Ukraine Krise 
vom 17. – 19. Februar 2022 

 
Wenn amerikanische und russische Soldaten als Folge der Ukraine-Krise aufeinander schießen, dann 
droht ein weiterer Weltkrieg (J. Biden, US-Präsident). Dann ist ein Einsatz auch von Atomwaffen nicht 
auszuschließen. 
 
Es ist unerträglich, dass knapp 80 Jahren nach dem Überfall Deutschlands auf die Sowjetunion die Welt 
wieder am Rande eines Krieges mit Russland steht. 
 
Die Internationale Fastenkampagne bis zum Abzug der Atomwaffen aus Europa ruft in dieser 
gefährlichen Lage zu einem dreitägigen Fasten und Innehalten mit folgenden Forderungen auf: 
 

 Sofortige Einberufung einer OSZE-Konferenz, 

 Wiederbelebung des UN- und OSZE-Konzeptes der gemeinsamen gegenseitigen Sicherheit, 

 Umsetzung des beschlossenen Minsk II Abkommens bes. mit Truppenentflechtungen, 

 Den Blickwechsel vollziehen: Die eigenen Sicherheitsinteressen und diesbezüglichen 
Maßnahmen mit den Augen der Konfliktpartner sehen, 

 Sofortiges Ende aller Waffenlieferungen und Waffenzulieferungen, 

 Ächtung des Antislawismus, eine Menschenfeindlichkeit, die sich in der Vergangenheit als 
Russenangst, Anti-Bolschewismus und Anti-Kommunismus ausgab und gegenwärtig neu belebt 
wird. Aufarbeitung des deutschen Völkermordes an Menschen der Sowjetunion während des 
Zweiten Weltkrieges, Einstehen für die begangenen Verbrechen, Erinnerungskultur pflegen und 
Wiedergutmachungen, 

 Ehrung, Unterstützung und Aufnahme aller Kriegsdienstverweigerer. 
 
Wir schließen uns der Deklaration von IPPNW und IALANA zur Ukraine-Krise von  Februar 2022 an, s. u. 
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https://www.ippnw.de/aktiv-werden/kampagnen/appell-diplomatie-statt-krieg.html 
Ein Appell von IPPNW und IALANA  
Diplomatie statt Kriegsvorbereitung 
Den aufgeheizten Konflikt um die Ukraine friedlich lösen! 
 
In dem aktuell gefährlichen Konflikt zwischen der NATO und Russland fordern wir die 
Bundesregierung auf, aktiv dazu beizutragen, die Eskalation zu stoppen und eine friedliche Lösung zu 
suchen. Dabei sollen alle bestehenden wechselseitigen völkerrechtlichen Verpflichtungen genutzt 
werden, um gegenseitige Sicherheit zu erreichen. Dauerhafte Sicherheit kann nicht gegeneinander, 
sondern nur miteinander erreicht werden.  
 
Obwohl die Truppenkonzentration bedrohlich wirkt, will Russland erklärtermaßen keinen Krieg, 
sondern einen Vertrag, der seine Sicherheit gewährleistet und hat dazu zwei detaillierte Entwürfe 
vorgelegt, die in der Öffentlichkeit allerdings weitgehend unbekannt sind. Einige der Vorschläge 
enthalten weitgehende Maximalforderungen und Verhandlungsmasse für ein neues europäisches 
Sicherheitskonzept. Andere Vorschläge in den Vertragsentwürfen für gegenseitige Sicherheitsgarantien 
zwischen Russland und der NATO sowie zwischen Russland und den USA  sind einigungsfähig, z.B. zur 
Einrichtung von Telefon-Hotlines, für eine wechselseitige Unterrichtung über militärische Übungen und 
Manöver und die jeweiligen Militärdoktrinen (Art. 2, Vertragsentwurf NATO-Russland) oder der 
Vorschlag eines Verbotes einer Stationierung von landgestützten Mittel- und Kurzstreckenraketen in 
Gebieten, die es ermöglichen, das Gebiet der anderen Vertragsparteien zu erreichen (Art. 5).  Weitere 
zielen auf die Beendigung der nuklearen Teilhabe und den Abzug der US-Atomwaffen aus Europa (Art. 
7 des Vertrags mit den USA). Im Artikel 1 heißt es: „Die Vertragsparteien lassen sich in ihren 
Beziehungen von den Grundsätzen der Zusammenarbeit, der gleichen und unteilbaren Sicherheit leiten. 
Sie werden ihre Sicherheit (….) nicht auf Kosten der Sicherheit der anderen Vertragsparteien stärken.“ 
 
Die Bundesregierung hat eine besondere rechtliche Verpflichtung gegenüber Russland: Am 9. 
November 1990 haben Kohl und Gorbatschow einen „Vertrag über gute Nachbarschaft, Partnerschaft 
und Zusammenarbeit“ geschlossen, der unverändert noch gilt. Art. 7 lautet: „Falls eine Situation 
entsteht, die nach Meinung einer Seite eine Bedrohung für den Frieden oder eine Verletzung des 
Friedens darstellt oder gefährliche internationale Verwicklungen hervorrufen kann, so werden beide 
Seiten unverzüglich miteinander Verbindung aufnehmen und bemüht sein, ihre Positionen abzustimmen 
und Einverständnis über Maßnahmen zu erzielen, die geeignet sind, die Lage zu verbessern oder zu 
bewältigen.“ Wir fordern die Bundesregierung auf, ihre Gespräche im Sinne dieser Verpflichtungen zu 
intensivieren.  
 
Wichtige einzuhaltende völkerrechtliche Verpflichtungen für die Lösung des aktuellen Konflikts ergeben 
sich insbesondere aus den Grundsätzen der UN-Charta zur friedlichen Streitbeilegung (Art. 2 Ziff. 3) 
und zum Gewaltverbot (Art. 2 Ziff. 4). Sie folgen auch aus der NATO-Russland-Grundakte vom 27. Mai 
1997. Demnach unterliegt die dauerhafte Stationierung von substanziellen Kampftruppen in den neuen 
Nato-Ländern in der Mitte und im Osten Europas völkervertraglichen Beschränkungen. Die jetzt 
praktizierte lückenlose Rotation von NATO-Truppen an der NATO-Ostgrenze unterläuft Verpflichtungen 
des Abkommens. Forderungen der neuen NATO-Länder, die NATO solle sich darüber hinwegsetzen, 
muss widersprochen werden. Zu Recht erinnert Russland an die Formulierung im Schlussbericht des 
OSZE-Gipfels von 1999 in Istanbul, wonach jeder Teilnehmerstaat bei Änderungen seiner 
Sicherheitsstrukturen die Rechte aller anderen Staaten achten und seine Sicherheit nicht auf Kosten 
der Sicherheit anderer Staaten festigen wird. Diese Zusage haben die NATO-Staaten beim OSZE-Gipfel 
im Dezember 2010 in Astana bekräftigt. 
 
Wir appellieren an die Bundesregierung, die anstehenden Verhandlungen mit Respekt und unter 
Anerkennung der gegenseitigen Sicherheitsinteressen und unter Beachtung der bestehenden 
Sicherheitssysteme zu führen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass Russland seit 1990 zunehmend seine 
Sicherheit an der Westgrenze durch die NATO bedroht sieht. Der Verzicht auf die Osterweiterung der 
NATO ist zwar nicht völkerrechtlich bindend vereinbart worden, war aber wiederholt Gegenstand von 
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Gesprächen und Verhandlungen mit Vertretern der russischen Regierung. 
 
Wir fordern die Bundesregierung auf, im folgenden Rahmen zu verhandeln: 

 verschärfte Bemühungen, das Waffenstillstandsabkommen Minsk II durchzusetzen und die 
Parteien davon abzuhalten, die territorialen Streitigkeiten hinsichtlich der Krim und des 
Donbass militärisch zu beenden. 

 Aktivierung aller noch bestehenden Gesprächskanäle zwischen Russland und NATO, um eine 
friedliche Lösung zu finden, die sowohl westliche als auch russische Sicherheitsbedenken 
anerkennt. 

 Stopp aller Maßnahmen, die gegenwärtig eine militärische Auseinandersetzung befördern. 
Dazu gehören der Stopp von Waffenlieferungen an die Ukraine, die Beendigung aller 
Truppenkonzentrationen beidseits der ukrainischen Ostgrenze, die Einrichtung eines 
Sicherheitsbereichs beiderseits der ukrainischen Ostgrenze, in dem alle Truppenbewegungen 
ab Divisionsstärke (= 5.000) der Gegenseite vorab gemeldet werden sowie die Unterlassung 
von Manövern in diesem Sicherheitsbereich. 

 rote Telefone insbesondere im Atomwaffenbereich; keine Stationierung von Kurz- und 
Mittelstreckenraketen in Europa sowie ein beidseitiger Verzicht auf den Ersteinsatz von 
Atomwaffen. 

 Verhandlungen im Rahmen der OSZE über den russischen Vertragsentwurf mit dem Ziel einer 
europäischen Sicherheitsstruktur und einer Neubestimmung des Verhältnisses Russland-NATO 
im Geist der früheren Abkommen über gegenseitige Sicherheit. 

 Förderung aller Formen des kulturellen Austauschs und persönlicher Kontakte zwischen den 
Völkern von Russland und Deutschland, die in ihrer großen Mehrheit jeden Krieg in Europa 
ablehnen, sondern friedlich miteinander leben wollen. 
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